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Preußen 
©. C. Candtags⸗Verhandlungen. 
11. Sitzung des Herrenhaufes, am 30. März. 

Eröffnung 11% Uhr. Am Miniſtertiſch Graf v. Itzenplitz, Graf zur 
Lippe, v. Selchow und ſechs Regierungs⸗Commiſſare. 

Präſident Graf zu Stolberg zeigt den Tod des erblichen Mitgliedes 
des Hauſes, Fürſten zu Salm⸗Horſtmar an, der am 27. d. M. erfofat iſt. 
A ehrt ſein Andenken, indem ſich ſeine Mitglieder von ihren Plätzen 
erheben. 

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein und nimmt zupörderſt die 
Wege⸗Ordnung für den preußiſchen Staat mit dem v. SAD Eon 
Unter⸗Amendement in der von der Commiſſion vorgeſchlagenen Faſſung in 
namentlicher N mit 74 gegen 10 Stimmen an. 

Ueber das Berggeſetz referirt Geh. Rath Elwanger. Die Commiſſion 
hat 76 Aenderungen, meiſtens in der Faſſung, vorgeſchlagen. Der Handels⸗ 
miniſter dankt der Commiſſion für ihre raſche und mühevolle Arbeit, und 
erkennt die Aenderungen durchweg als Verbeſſerungen der Vorlage an. Herr 
v. Zander hat einen Antrag auf Annahme des Geſetz⸗Entwurfs en bloe 
ohne Specialdiscuſſion eingebracht, dem Graf Rittberg beipflichtet und nach 
ihm das Haus durch beſonderen Beſchluß. Doch müſſen zuvor einige Amen: 
dements erledigt werden, um die Annahme en bloe befchlichen zu können. 
Ein ſolches zu $ 136, vom Grafen Rittberg eingebracht, wird abgelehnt; 
ein anderes zu §8 154 u. 155 von Dr. v. Daniel® und den Fürſten zu 
Hohenlohe und v. Pleß desgleichen, nachdem der Referent und die Vertreter 
der Regierung ſich gegen daſſelbe erklärt haben. Namentliche Abſtimmung in 
Betreff des Letzteren verweigerte das Haus vorzunehmen. 

Fernere Amendements ſind 1) vom Pr. v. Daniels, Fürſt v Hohen⸗ 
lohe und Fürſt v. Pleß zu $ 218 und 2) vom Grafen Balleſtrem zu 
§ 224 eingebracht. Beide werden, nachdem ſich ſowohl die Com miſſion, wie 
die Regierung dagegen ausgesprochen, abgelehnt. 

Das letzte und wichtigſte Amendement zu § 225 vom Grafen Balle⸗ 
ſtrem geſtellt, wird nach eingehender Debatte ebenfalls abgelehnt. In der 
Regierungs⸗Vorlage $ 225 iſt nämlich die Aufhebung des „Mitbaurechts 
zur Hälfte“ angenommen und hiergegen war das Amendement gerichtet, 
welches dies Recht bis zu anderweiter Regelung in dem Geſetzgebungswege 
aufrecht erhalten wollte. 

Hierauf wird nach dem Antrage des Herrn v. Zander über den ganzen 
Entwurf abgeſtimmt und derſelbe angenommen. 

Der Miniſter v. Selchow, der inzwiſchen in das Haus eingetreten iſt, 
bringt einen Geſetz⸗Entwurf zu einem Vorfluths⸗Geſetz far Neu⸗ 
Vorpommern ein, welcher einer beſonderen Commiſſion von 15 Mitglie⸗ 
dern überwieſen wird. - - 

Eine Reihe von Schriftſtücen und Petitionen, welche zum Berggeſetz 
eingegangen ſind, werden mit der Berathung dieſes Geſetzes als erle⸗ 
digt betrachtet. 

Das Haus nimmt den Antrag auf Vertagung bis morgen Vormittag 
11 Uhr an; da auf die Tagesordnung der morgenden Sitzung die Bera⸗ 
thung über die Eiſenbahnen in den hohenzollern'ſchen Landen geſetzt werden 
ſoll, bittet der Handelsminiſter ſeine Abweſenheit, welche durch die Debatte 
über die Bankfrage im Abgeordnetenhauſe bedingt werde, zu entſchuldigen. 
In Feige deſſen wird vorgeſchlagen, den Geſetzentwurf über eine Abänderung 
der tbeorbnung auf die Tagesordnung zu ſtellen, wogegen der Miniſter 


jedoch bemerkt, daß er bei dieſer „Cardinalfrage“ jedenfalls zugegen zu ſein] 88 


wünſche. Endlich wird die Eiſenbahn⸗Vorlage von der morgenden Tages⸗ 
ordnung abgeſetzt und um 3% Uhr die Sitzung geſchloſſen. 


Berlin, 30. März. e ber Se. Maj. der König haben aller⸗ 
gnädigſt geruht: Dem großherzoglich heſſiſchen Geſandten in Berlin, Gene⸗ 
ral⸗Major à la suite Grafen v. itz, genannt v. Görtz, den rothen 
Adlerorden erſter Klaſſe, dem Geheimen Ober⸗Poſt⸗Rath Schüller den 
Stern zum rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, dem Lieute: 
nant a. D., Kaufmann und Lotterie⸗Einnehmer Joſeph Naumann zu Lan⸗ 
deshut im Regierungsbezirk Liegnitz und dem emeritirten Oberlehrer Dr. 
Garthe zu Köln den königl. Kronenorden vierter Klaſſe, dem Kteiagerichts⸗ 
Boten und Exekutor Karl Hache zu Strehlen das allgemeine Ehrenzeichen, 
ſowie dem Unteroffizier Jeſchle des 3. Nieberſchleſiſchen Infanterie⸗Regts. 
Nr. 50 und dem Janitſcharen Hedel beim 1. Garde⸗Regiment zu Fuß die 
Rettungs⸗Medaille am Bande zu verleihen; den ordentlichen Proſeſſor in 
der medieiniſchen Fakultät der hieſigen Univerſität, Geheimen Medicinalrath 
Dr. Griefinger, zum Mitglied der wiſſenſchaftlichen Deputation für das 
Medicinalweſen; fowie die Kreisrichter John in Steinau a. O., Graf von 
Schweinitz in Militſch und Eispert in Strehlen zu Kreisgerichts⸗Rathen 
zu ernennen, den Rechtsanwalten und Notaren Sunn in Striegau 
und Dr. Groſch in Wohlau den Charakter als alter ach dem Salarien⸗ 
Kaſſen⸗Rendanten Fellenberg in Oels den Charakter als Rechnungsrath 
und den Kreisgerichts⸗Sekretären Schiedek in Münſterberg und Böhm I 
in ce den Charakter als Kanzleirath zu verleihen. 

er Bir Kreisrichter von Brökers in Goſtyn iſt zum Rechtsan⸗ 
walt bei dem Kreisgericht in Pleſchen und zugleich zum Notar im Departe: 
ment des Appellationsgerichts zu Poſen mit Anweiſung ſeines ue 
in Pleſchen, ernannt worden. — Der praktiſche Arzt ꝛc. Dr. Albert Leſſer 
iſt zum Kreisphyſikus des Kreiſes Trebnitz ernannt worden. — Der Pribat: 
docent Dr. med, Ernſt Neumann iſt zum Kreis⸗Wundarzt des Stadikreiſes 


Königsberg ernannt worden. 
Berlin, 30. März. [Se. Majeſtät der König] empfingen 


beute Vormittag Se. önigl. Hoheit den Prinzen Adalbert, demnäͤchſt 
den General⸗Arzt Dr. Böger und alsdann im Beiſein des Comman- 
danten die Meldungen der Majore v. Brauchitſch und v. Friedrichs, 
und nahmen hierauf den Vortrag des Kriegsminiſters und des Mili⸗ 
lär⸗Cabinets entgegen. 

[Ihre Majeſtät die Königin] empfing und erwiderte heute 
den Beſuch Ihrer königl. Hoheit der verwitteten Großherzogin von 
Mecklenburg⸗Streliz, welche im königl. Schloſſe abgeſtiegen iſt. 

[Sc. königliche Hoheit der Kronprinz] wohnte geſtern der 
Schluß⸗Prüfung in der Central⸗Turn⸗Anſtalt bei und beſuchte den im 
Krankenhaus Bethanien befindlichen bleſſirten Major v. Rheinbaben 
vom Lrib⸗Grenadier⸗Regiment (1. Bradenburgiſches) Nr. 8. 

(Ihrer königl. Hoheit der Frau Kronprinzeſſinj ſtattete 
Ihre Maj. die Königin einen Beſuch ab. (St.⸗A. 

0,0. [In der heutigen Sitzung der Militärcommiſſion des 
Abgeordnetenhauſes!] war die Regierung nur durch den Major v. Harte 
mann vertreten. Abg. Stavenhagen rechtfertigte zunächſt noch einmal 
ſein Amendement. Die Kriege könnten jetzt nicht acute genannt werden, wie 
zur Zeit Napoleons I., und daß daher dieſer Grund die Reorganiſation nicht 
zechtfertigen könne. Auch würde ſelbſt eine partielle Entwaffnung, wenn fie 
in den Nachbarländern erfolgte, die Laſt der Reorganiſation bei uns nicht 
mindern, weil die Zahl der Cadres und die Bataillonsſtärke nach der Anſicht 
des Kriegsminiſters unabänderlich ſeien. 

Major v. Hartmann bemerkte, daß jetzt allerdings 16 Handwerker per 
Bataillon und Schwadron zur Oeconomie⸗Commiſſion gehörten, die nicht ins 
Feld rückten. Ueber den acuten Verlauf der Kriege laſſe ſich ſtreiten; jeden⸗ 
falls ſeien die Eiſenbahnen und die verbeſſerten Feuerwaffen ein weſentliches 
Moment für die beſchleunigte Entſcheidung der 

abe: v. Bodum-Dolifs rag ‚Sein Unter⸗Amendement (ameijäbs 
rige Dienſtzeit als Prinzip), weil eine indirecte Nöthigung zur zweijährigen 
Menſteit, wie das Amendement Stavenhagen ſie wolle, nicht genüge. Die 
Regierung ſteigere von Jahr zu Jahr ihre Forderungen und Rechtsanſchauun⸗ 
gen. Dem entgegen milſſe jeder Eingeſtellte genau wiſſen, daß er nach zwei 
Jahren entlaſſen werde. 9 

Referent Gneiſt wiederholte ſeine Gründe gegen die Amendements und 
legte den Standpunkt der Regierung zu allen fünf Streitpunkten (Friedens⸗ 
Käte, Dienftzeit der Einzelnen, Zahl der Cadres, Stärke der Cadres und 
Verhältniß der Landwehr zur Linie) als einen ſolchen dar, der nicht die min⸗ 
deſten Conceſſionen gewähre. Die Regierung glaube zum Zwecke der Ver: 
ſtändigung Alles ge eiſter zu haben, wenn ſie dem Hauſe alle Jahre ein Ge⸗ 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſetz vorlege, das in feinem Inhalt nicht die mindeſte Conceſſion gegen das 

Haus enthalte. Deshalb ſei auch gegenwärtig keine Ausſicht zur Verſtändi⸗ 

gung vorhanden. 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement Stavenhagen mit allen 
gegen 2, das von v. Bockum⸗Dolffs mit allen gegen 8 abgelehnt. (Die 
1 — fehlten der Commiſſion iſt: 21 Mitglieder, von denen jedoch heute 
einige fehlten. 

or der Abſtimmung über $ 1 der Vorlage machte Referent Gneiſt 
geltend, daß dieſer Paragraph nur den falſchen Schein einer angeblich großen 

Erleichterung für das Land enthalte, indem er zwar die 3 letzten Jahre der 

Dienſtzeit im 2. Aufgebot erlaſſe; dieſe ſeien aber gerade die allerleichteſten, 

und dafür werde die Dienſtzeit in der ſchwerſten Zeit, in der Linie, um 

2 Jahre verlängert. — 12 wird abgelehnt. 

Zu $ 2 ſpricht Ref. Gneiſt für die Ablehnung, weil durch die Ausdeh⸗ 
nung der Reſervezeit die beiden jüngſten Jahrgänge der Landwehr, die ihre 
beſten Kräfte enthielten, der Landwehr entzogen würden und dieſe dadurch 
weſentlich geſchwächt werde; weil ferner die Bedingungen, unter denen die 
Regierung befugt ſei, die Reſerven zum ſtehenden Heere einzuziehen, ſo bieg⸗ 
ſam ſeien, daß es rein von der Willkür der Regierung abhängen würde. 
ſelbſt die vierjährige Dienſtzeit bei der Cavallerie factiſch Dardhrafähren. Sei⸗ 
nem Sinne und Inhalte nach habe dieſer $ genau die Bedeutung, wie die 
7jährige Dienſtzeit in der franzöſiſchen Armee. Referent wiederholt die hierauf 
bezüglichen Forckenbeck'ſchen Amendements vom Jahre 1863 als Baſis der 
Verhandlung mit der Regierung. 

Die Abgeordneten Stavenhagen, Immermann und Waldeck 
widerſprachen dieſer Amendirung als einer Zerſtückelung jener untrennbaren 
Amendements. . 

Das vom Ref. Gneiſt wiederaufgenommene Fordenbed’ihe Amende⸗ 
Ben teünt mit 12 gegen 5 Stimmen abgelehnt, der $ 2 einſtimmig 
abgelehnt. 

Desgleichen § 3, nachdem Ref. Gneiſt ausgeführt, daß nach ſeiner An⸗ 
nahme die Landwehr keinen Boden mehr behalten würde. . 

Desgleichen § 4, weil er nichts als das Verſprechen einer künftigen Land⸗ 
wehrordnun enthält. 

Desgleichen § 5, nachdem Ref. Gneiſt dargelegt, daß der Erlaß der Ver⸗ 
pflichtung der Kreiſe zur unentgeltlichen Geſtellung der Landwehrpferde dem 
Lande nicht als eine Prämie für die zu bewilligende Vermehrung der Linien⸗ 
Cavallerie geboten werden dürfe. at 

Desgleichen werden die §§ 6 und 7 einſtimmig abgelehnt, weil die in 
§ 6 enthaltene Erleichterung der Auswanderung für Kcherviſten zwar niz ⸗ 
lich, ir für ſich allein zu unbedeutend ſei, um deshalb ein eigenes Geſetz 
zu machen. 

Bei den die Flotte betreffenden Beſtimmungen (8 8 u. ff.) machte 
Ref. Gneiſt geltend, daß, da die Dienſtzeit bei dem Landheer durch die Com⸗ 
miſſion abgelehnt ſei, eine ausführliche Berathung der auf die Marine be⸗ 
. — ragraphen, welchen dieſe Dienſtzeit zu Grunde gelegt worden, 

aum ausführbar ſei. Auch frage es ſich, ob das Haus und die Regierung 
von der gegenwärtigen Commiſſion eine Spezial⸗Berathung der Marine⸗Be⸗ 
ſtimmungen verlangen werde. Major v. Hartmann erklärte, daß er für 
dieſen Theil der Vorlage die Regierung nicht vertreten könne, und daß ein 

Vertreter des Marine⸗Reſſorts heute nur darum nicht erſcheine, weil die Re: 

gierung eine ſo ſchnelle Erledigung der 9 1—7 nicht erwartet habe. Aus 

dieſem Grunde ſchloß und vertagte der Vorſitzende die Berathung über die 

8 u. ff. der Militär⸗Novelle. 
Schließlich erwähnen wir, daß beim Beginn der heutigen Sitzung der 
Commiſſion eine Petition aus dem Poſenſchen zur Berathung vorlag, 
in welcher eine Anzahl junger Leute Beſchwerde führt, daß ſie, obwohl zum 
einjährigen Freiwilligendienſt vollſtändig qualificiet, dennoch für den dreijäh 
rigen Dienſt ausgehoben worden ſeien; und zwar weil ihre Unbeſcholtenheit 
in Folge ihrer Zheilnahme an der polniſchen Inſurrection in Zweifel gezo⸗ 
gen worden ſei. Einige von ihnen, die bei dem Aufftande verwundet wor⸗ 
den, ſeien ſogar in die Arbeits⸗Compagnien eingeſtellt, obgleich der Staats⸗ 
anwalt ausdrücklich von einem Unterſuchungsverfahren gegen ſie Abſtand ge⸗ 
nommen hatte. Die Petenten bitten die Faſſung der Militär⸗Novelle ſo zu 
beſchließen, daß ſolche Unzulänglichkeiten für die Zukunft unmöglich gemacht 
würden. Ref. Abg. Gneiſt bemerkte, daß es in Bezug auf das hier ge⸗ 
rügte Verfabren keiner neuen geſetzlichen Beſtimmung bedürfe, daſſelbe viel⸗ 
mehr auf Grund der vorhandenen Beſtimmungen als völlig ungeſetzlich be⸗ 
trachtet werden müſſe. 

Regierungs⸗Commiſſar, Major v. Hartmann erklärte, er ſei da er die 
Vorlegung der Petition in der heutigen Sitzung nicht erwarten konnte, nicht 
genau informirt; es ſei ihm aber bekannt, daß das Verfahren der Militär⸗ 
Behörde in Poſen vom Kriegsminiſterium gemiß billigt und die Remedur 
angeordnet ſei. Uebrigens ſei er bereit, auch über die Details in der näch⸗ 
ſten Sitzung Mittheilungen zu machen. Die Commiſſion wird ſich die Be⸗ 
ſchlußfaſſung bis dahin vorbehalten. 

[Die vereinigten Commiſſionen für Juſtiz und Handel] har 
ben heute den erſten Theil des Geſetzentwurfs, betreffend die Gerichts⸗ 
barkeit der Conſuln, von $ 7—21 erledigt, zum Theil in der von den 
Referenten (Abg. Röpell und Kannegießer) vorgeſchlagenen Faſſung. 

[Zu der morgen ſtattfindenden Berathung über die Bank⸗ 
vorlage] haben die Abg. v. Hennig, Michaelis und Faucher folgen⸗ 
den Zuſaßantrag vorbereitet: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchlie⸗ 
ßen: Im Falle der Annahme des § 1 der Commi n (Filialen 
in Hamburg und in den Elb⸗Herzogthümern), reſp. des § 1 der Regierungs⸗ 
Vorlagen (Filialen außerhalb Preußens in ganz Deutſchland), dem angenom⸗ 
menen $ folgendes letztes Alinea hinzuzufügen: 

Sobald die preuß. Bank von dieſer Befugniß Gebrauch macht, tritt fol⸗ 
gende Beſtimmung in Kraft. Die Differenz zwiſchen der Summe der im 
Umlauf befindlichen Noten der preuß. Bank und der Summt ihres Metall⸗ 
beſtandes an gemünztem Gelde und Silberbarren darf ferner die Summe 
von 60 Mill. Thaler Pr.⸗Cour. nicht überſteigen.“ 

[Das Herrenhaus und das Coalitionsrecht.] Die Commiſſion 
des Herrenhauſes, welche dieſen Gegenſtand für die Plenarberathung 
vorzubereiten hatte, iſt übereingekommen, den vom Abgeordnetenhauſe 
beſchloſſenen Geſetzentwurf, die Aufhebung der §§ 181 und 182 der 
Gewerbe⸗Ordnung betreffend, dem Hauſe zur Annahme nicht zu empfeh⸗ 
42 Er 10 0 dagegen folgende Reſolutionen vor: 

n Betracht, 

1) daß ſich mit dem, in immer größeren Dimenſionen ſtattfindenden 
Emporwachſen induſtrieller e auch das Bedürfniß, ſo⸗ 
wehe im Intereſſe der Be als der Fabrikarbeiter, immer 

mehr geltend macht, die Lebensſtellung der letzteren, inſonderbeit durch 

längere Kündigungsfriſten ihrer Arbeitscontracte, durch reichliche Dotirung 
der Unterſtützungs⸗, Kranken⸗ und Alterverſorgungs⸗Kaſſen ſeitens der 

Nane der egünſtigung von Conſum⸗, Vorſchuß⸗ und Produttiv⸗ 

ereinen der Fabrikarbeiter, ſowie durch Bildung ſelbſtſtändiger Armen⸗ 

Verbände in den Fabritbezirken, mehr als bisher geſchehen, zu ſichern, 

und die Zuſammengehörigkeit der Arbeitgeber und Arbeitnehmer mehr 

und mehr zu wecken und zu beleben; . 

daß es mithin eine der wichtigſten Aufgaben der köͤnigl. Staatsregierun 

von der tiefeingreifendſten Bedeutung iſt, dieſem Bedürfniſſe, jo weit 

ſolchem durch die beſtehende Geſetzgebung nicht genügend entſprochen 
wird, anderweitig Abhilfe zu verſchaffen und Organifationen auf dieſem 

Gebiete anzubahnen, welche geeignet find, die Erreichung jener Ziele 
dauernd zu ſichern, 0 b 

der königlichen Regierung die Erwägung und Förderung dieſer Zwecke 

angelegentlichſt zu empfehlen. 

[Die Gutzkow⸗Vorſtellung!] im kgl. Schauſpielhauſe hat mit 
den Geſchenken über 1000 Thlr. eingetragen. > 
Elberfeld, 29. März. [Ueber die zur Berathung der Coali⸗ 
tionsfrage hierher berufene e ie des Handels⸗ 
und Gewerbevereins für Rheinland und Weſtfalen liegt fo gr Bericht 
der „Rh. Ztg.“ vor: Die Verſammlung war von etwa 40—50 Induſtriellen 
vom Niederrhein, darunter beſonders vielen Wupperthalern beſucht. Der Re⸗ 
ferent, Generalſecretär Berndt, erklärte ſich vom „rechtlichen“ und „volls⸗ 
wirthſchaftlichen“ Standpunkt für die Aufhebung, vom „ſocialen“ Stand⸗ 
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— Herrenſtraße Nr. 0. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
ten Beſtellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zwetmal erſcheint. 


Freitag, den 31. März 1865. 
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punkt indeſſen, den er als den . W gegen die Auf⸗ 


hebung der Coalitionsbeſchränkungen. Er bezog ſich dabei beſonders auf die 
Erfahrungen Englands und meinte, der Beſchluß des Abgeordnetenhauſes 
ſei mehr aus politiſchen als wirthſchaftlichen Gründen gefaßt worden. 
Correferent, Handelskammerſecretär Hötte von Elberfeld, beſchränkte fi auf 
Verleſung des Gutachtens feiner Handelskammer, welches ſich entſchieden 
gegen die Aufhebung ausſpricht, dagegen die Bildung von Schiedsge⸗ 
richten aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern zur Regulirung der Lohnver⸗ 
hältniſſe empfiehlt. Der vom Vorſtande nach mehreren Sitzungen ver⸗ 
einbarte Antrag geht, wie dies dem Vorſtande öfter paſſirt, im Weſentlichen 
gleich der Katze um den heißen Brei, bezeichnet indeſſen die Coalitionsfreiheit 
als ſtörend für das Einvernehmen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer und 
befürchtet Daraus erhebliche Nachtheile für die Arbeiter. Aſſeſſor Richter 
aus Düſſeldorf bringt eine Gegen⸗Reſolution ein, welche die ſofortige Auf⸗ 
hebung der Coalitionsbeſchränkungen dem Beſchluſſe des Abgeordnetenhauſes 
entſprechend verlangt. Coalitionen ſeien an und für ſich vom Uebel. Sie 
hätten nur dauernden Erfolg, inſofern fie zu Lohnſätzen führten, dem 
natürlichen Verhältniſſe von Angebot und Nachfrage entſprächen. In dieſem 
Falle glichen ſie einer acuten Krankheit im Gegenſatze zu den iſchen 
Uebeln, die aus der Reaktion der volkswirthſchaftlichen Geſetze gegen zeit⸗ 
weilige Verkennung des nach den wirthſchaftlichen Ver en gebotenen 
Arbeitslohnes ſeitens der Arbeitnehmer oder Arbeitgeber entſtänden. 
Die Frage ſei indeſſen nicht, ob Coalitionen oder nicht, ſondern ob 
erlaubte oder verbotene Coalitionen. Coalitionen habe man ſchon 
jetzt, wie Burg beweiſe, vor deſſen Arbeitern er tiefer den Hut 
ziehe, als vor den „Potenten“ der Rheinprovinz mit ihren Lopalitats⸗ 
Deputationen. Coalitions⸗Verbote verhinderten nicht die Coalitionen, ſon⸗ 
dern verſchärften fie, indem fie an Stelle der offenen und ruhigen Beſpre⸗ 
chungen und Vereinbarungen die heimlichen Verſchwörungen der Arbeiter 
ſetzten. Das Beſteben der Verbote provocire auch zu Coalitionen, indem es 
in den Arbeitern leicht die Meinung erwecke, als ob die Geſetzgedung ihren 
Lohn künſtlich niedrig erhalte. Gerade die weitläufigen Erörterungen, welche 
das Handelsminiſterium gegenwärtig veranlaſſe, und die daraus für die Auf⸗ 
hebung der Coalitionsgeſetze erwachſenden Verzögerungen trügen die Gefahr 
in ſich, Arbeiterbewegungen und Coalitionen im größten Umfange hervorzu⸗ 
rufen. Die Idee der elberfelder Handelskammer, Schiedsgerichte aus Arbeit⸗ 
gebern und Arbeitnehmern zur Regulirung der Lohnverhältniſſe einzuſetzen, 
ſei ihm durchaus unklar und ſchiene in ihren Conſequenzen auf eine 
obrigkeitliche Regulirung der Arbeitslöhne hinauszugehen. e 

fiel — wie ein folgender Redner ſich ausdrückte — wie ein Funke in's 
Pulverfaß und rief auch von Seiten mehrerer Fabrikanten aus dem Wupper⸗ 


thale Gegenreden bervor, welche ſich an Heftißkeit überboten. Ohne fachlich 
irgend etwas Weſentliches hervorzubringen, erging man ſich in lag⸗ 
aatlicher Regelung für alle menſch 


wörtern, wie über das Bedürfniß 
Verhältniffe, der Einſeitigkeit theoretiſcher Abſtractionen u. j. w. und ſprach 
feine Verachtung gegen die „Männer der Wiſſenſchaft“, die „Rechtsgelehr⸗ 
ten“, „Winkeladvokaten“ fo gründlich aus, daß ſich der Generalſekretär 
Berndt in ſeinem Schlußreferat veranlaßt ſah, die Herren nachdrücklichſt 
daran zu erinnern, daß fie Alles, was fie feien, weſentlich den „Männern 
der Wiſſenſchaft“ verdankten. Bei der Abſtimmung fiel der Richter'ſche An⸗ 
trag dem Antrag des Vorſtandes gegenüber mit großer Majorität. In der 
Minorität befanden ſich u. A. der Vertreter der düſſeldorfer Handelskammer 
und der Gewerbe⸗Departementsrath der düſſeldorfer Regierung. Nach dem 
Reſultate dieſer Debatte dürfte der Verſuch, durch Verlegung der Verſamm⸗ 
lungen von Düſſeldorf nach Elberfeld das Renom mic dieſes Vereins aufzu⸗ 
beſſern, als gründlich geſcheitert zu betrachten ſein. — Einige in dem An⸗ 
trage des Vorſtandes enthaltene allgemeine theoretiſche Sätze über Coalitio⸗ 
nen wurden natürlich einſtimmig angenommen. 1 


Deut ſchland. 
Kiel, 28. März. 


preußiſchen Fortſchrittspartei und der ſchleswig⸗holſteiniſchen Vereine hoͤ⸗ 
ren wir, daß dieſelbe vollſtändig gelungen ſein ſoll. Was unſere 
Landesintereſſen betrifft, ſo ſoll von allen drei Seiten das Recht unſe⸗ 
res Landes auf Selbſtſtändigkeit, Untheilbarkeit und Erbfolge im 
Mannesſtamm, alſo das Recht Herzog Friedrich's VIII. anerkannt 
ſein. Auch iſt anerkannt worden, daß ohne Zuſtimmung des Landes 


nicht rechtsbeſtändig über daſſelbe verfügt werden kann und daß 


alle Verwaltungszweige der eigenen Landesregierung zuſtändig ſein 
müſſen. Auf der anderen Seite ſoll man über die Nothwen⸗ 
digkeit einverſtanden geweſen ſein, 
beſchadet des Obigen eingeſchränkt werden müſſen durch das, was das 
Intereſſe Deutſchlands verlangt, und daß Preußen zunächſt als derjenige 
Staat angeſehen werden müſſe, dem in dieſer Hinſicht von uns Zu⸗ 
geſtändniſſe zu machen ſind. Wir ſind nicht in der Lage, dieſe ver⸗ 
einbarten Zugeſtändniſſe mittheilen zu können, haben aber von jeher 
ſolche Zugeſtändniſſe befürwortet und betrachten den Umſtand, daß die⸗ 


ſelben nun einzeln zur Sprache gekommen ſind, nicht als ein Uebel, 


ſondern als einen Fortſchritt. Namentlich ſeitdem die preußiſchen For⸗ 
derungen mit einiger Beſtimmtheit vorliegen, müflen bloß allgemeine 
Zuſicherungen, daß man irgend etwas nicht Genanntes dereinſt zu lei⸗ 
ſten bereit ſein werde, als Phraſen erſcheinen, und freuen wir uns, daß 
es nunmehr zur Nothwendigkeit geworden iſt, aus nebelhaften Aeuße⸗ 
rungen zu klaren Vorſtellungen überzugehen. (Kiel. 3.) 


Oeſterre i ch. 


G. C. Wien, 29. März. [Sitzung des Abgeordnetenhauſes.] 


Auf der . das Budget für 1865. Abg. 9 7 Kinski 
veferirt über Cap. 6, Miniſterium des Aeußeren. Er benüßt die Gelegen⸗ 
beit, auf die geſtrige Rede des Staatsminiſters zu erwidern und fragt, ob 
von der Regierung die vom Hauſe nicht bewilligten Summen dennoch ver⸗ 
ausgabt werden würden, oder ob das Miniſterium ſich dem Votum des 
Hauſes fügen werde. Man habe der Oppoſition den Mangel eines Pro⸗ 
grammes vorgeworfen; die Oppoſition habe ihr Programm am 26. Februar 
1861 im Reichsgeſetzblatte veröffentlicht und habe am 1. Mai deſſelhen Jahres 
die Beftätigung deſſelben vom Throne herab erhalten. Die Oppofition me 
in ihren bisherigen Beſtrebungen fortfahren. * 
Als erſter Redner gegen die eg ſpricht Abg. Brinz: 
falle ihm ſchwer für das Miniſterium des Aeußeren zu ſtimmen. 
dermißt die Vorlage des Friedensvertrags mit Dänemark, obwohl er zugebe, 
daß die Regierung dazu nicht die berfaſſungsmäßige Verpflichtung habe. Aber 
man hätte dem Hause die Ehre anthun ſollen, den Friedensvertra 
en, nachdem der Krieg mit öſterr. Gelde und öſterr. Blute geführt wurde. 
r ſieht darin die Abneigun 
Dem Publikum ſei eine | 
niſterium wirklich nicht zur 1 gereiche, aber es habe erſt 
lergeſe ſen, der einen Sähreib ſch reparirte, bedurft, um der De 
cität zu verſchaffen. Ende 1863 habe es in der f 
eine umme gegeben. Die Politik des Gr. Rechberg in dieſer e 
im Haufe keine Anhänger gefunden, und nur der Umſtand, daß der Staats 
miniſter damals für ihn eintrat, batte zur Folge, daß deſſen Politik 
zu der Zeit nicht mit großer Majorität verurtheilt wurde. 


peſche zur Kenntniß gekommen, welche 


2 


Würde das Minifterium beſondere Erfolge aufweiſen können, könnte man 
—— ſprach Anfangs 


dem Miniſterium auch ſeine beſonderen 


ege laſſen. 
der Seſſion von dem guten Ei . 


hmen mit den ten, aber mit ſolchen 


Mächten, mit denen wir nicht im Einvernehmen ſein ſollten, wenn bei uns 
Wir ſtehen im guten Einvernehmen mit 


Alles ſo wäre, wie es ſein ſollte. 


rankreich, trotz der September⸗Convention, trotz des Vertragsbruches 


wir 
ehen im guten Einvernehmen mit Preußen, trotz des Abſchluſſes des preus 12 


iſch⸗Ffranzöſiſchen Handelsvertrags, trotz feines Vorgehe⸗ en das Bundes⸗ 
Bir Er wolle nicht zu Feindſeligteiten gegen die ei . 
rübmen dürfe man ſich ihrer nicht. — Redner ergeht ſich in Be 


über die preußiſche Annexionspolitik und ſagt, mit der Annexion der 


[ueber die in Berlin verſuchte Ver⸗ 
ſtändigung!] des Sechsunddreißiger⸗Ausſchuſſes, der Vertreter der 


— 


daß unſere Landesrechte un⸗ 


des Miniſteriums gegen die Oeffentlichkeit. € 


chleswig⸗ Be 
ig⸗holſt. Frage babe . 
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thümer werde eine imperialiſtiſche Politik eingeleitet, welcher auch ihr Nizza 
und ihr Savoyen nicht fehlen werden. Er glaubt an die guten Abſichten 
des Miniſters des Aeußern, die Frage der Herzogthümer zu einem gedeih⸗ 
lichen Ende zu führen, aber er bitte ihn, zu bedenken, daß das Recht eine 
Politik ſei, erfunden von unſeren Vorfahren und bingeftelt als Schranke 
gegen jene Politik, die man allein als ſolche zu bezeichnen pflegt. Die eine 
chließe aber die andere aus, diesmal aber ſei nur die eine, das Recht, zu 
beachten; aber man iſt von dieſer abgerathen und in das Geleiſe der andern 
gekommen. Der Miniſter des Aeußern werde erkennen, wie ſchwer es ſei, 
die Angelegenheit wieder auf die Bahn des Rechtes zurückzuführen. Redner 
giebt dem Miniſter den Rath, dem preußiſchen Cabinet auszuſprechen, daß 
es nicht ohne Folge bleibe, wenn urkundliche Rechte der Völker mit Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit behandelt werden und daß die Märztage nicht immer ſo kalt 
find, wie heuer. 

Ab. Giskra reſumirt die Debatte, welche bei derſelben Gelegenheit im 
Vorjahre geführt wurde. Schon im Vorjahre habe das Haus den Wunſch 
ausgeſprochen, die Regierung möge die italieniſche Frage jo weit zum Ab⸗ 
ſchluß bringen, daß das Kriegsbudget reducirt werden könne. Aber die Lage 
in Italien ſei ſtatt beſſer, ſchlechter geworden, wenigſtens ſind wir auf die 
Nothwendigkeit einer Vermehrung der Truppen in Stılien hingewieſen wor⸗ 
den. Er könne aber nicht glauben, daß die Zuſammenrottung einiger Buben 

die Großmacht Oeſterreich ſchrecken könne. Auf die deutſche Frage übergebend, 
bemerkt Redner, daß die Reſultate der Politik des Grafen Mensvorff von 
denen der früheren wenig abweichen ja ſie ſeien vielleicht noch ſchlechter ge⸗ 
worden. Welches iſt der Werth der Allianz mit Preußen, deſſen Kriegsmini⸗ 
ſter erklärt, Oeſterreichs wegen ſeine Armee nicht reduciren zu können. Die 
Rechte der Herzogthümer treten immer mehr in den Hintergrund und es iſt 
Preußen gelungen, den Einfluß Oeſterreichs in Deutſchland auf Null zu redu⸗ 
eiren. Der Staats miniſter habe geſtern dem Haufe den Vorwurf gemacht, 
es verlange, daß Oeſterreich ſeine Großmachtſtellung aufgebe. 

Dieſer Vorwurf ſei nicht gerechtfertigt, denn ſtets fand es im Hauſe den 
lebhafteſten Anklang, wenn die Regierung aufgefordert wurde, die Groß⸗ 
machtſtellung des Reiches zu wahren. Kein Beſchluß des Hauſes, nicht ein⸗ 
mal eine Aeußerung deute darauf hin, daß die Oppoſition Aehnliches wolle. 
Redner weiſt auf England hin, welches äußere Politik ſo weit treibt, als es 
ſeine Intereſſen verlangen, wenn er dies auch nicht vollkommen empfeblen 
wolle, ſo könne man davon doch Manches lernen. Große Heere allein kön⸗ 
nen heutzutage nicht allein dem Staate das nöthige Gewicht in europäiſchen 
Fragen eben, dazu gehöre auch ein verſtändiger und richtiger Gang der 

ßeren Polit. — Redner geht auf die geſtrige Rede des Staatsminiſters 
über und ſagt, der Oppoſition handle es ſich nicht um eine Perſon, ſondern 
um die Sache, und ſie würde noch gerne heute der Regierung folgen, wie 
ſie es früher that, wenn die Regierung nicht aufgehört hätte, die berechtigte 
oͤffentliche Meinung in ſich aufzunehmen. Die Oppoſition babe ein Pro: 
ramm, fie hat es in der Adreſſe niedergelegt und fie werde jeder Regierung 

gen, welche die Gedanken der Adreſſe durchführen wird. 

Abg. Rechbauer ſpricht ſpeciell über die deutſche Frage, und macht 
Deſterreich den Vorwurf, daß es geduldet, daß Rendsburg überliefert, daß 
die Bundestruppen verjagt u. ſ. w. Man ſpricht von einer Entſchädigung, 
die Oeſterreich erhalten ſoll, er könne ſich keine denken. Oeſterreich werde auf 
einen Länderſchacher wohl nicht eingehen, eine Geldentſchädigung ſei keine 
Entſchädigung, und die Allianz mit Preußen babe keinen Werth, könne aljo 
Oeſterreich auch nicht entſchädigen. Redner findet, Oeſterreich verliere immer 
mehr feine Groß machtſtellung, aber jetzt jet gerade ein Moment gekommen, 
wo es dieſelbe zurückgewinnen kann, wenn es den vor wenigen Tagen in 
Frankfurt eingebrachten Antrag unterſtützt. Oeſterreich möge es befürworten, 
daß über die Herzogthümer nicht abgeſprochen werden darf, obne daß ihre 
geſetzliche Vertretung vernommen wird. Oeſterreich darf nicht zugeben daß 
die Herzogthümer vergewaltigt werden. Wenn dies geſchiebt, wird Oeſter⸗ 
reich aus Deutſchland hinausgedrängt und es verliert feine Weliſtellung. 

Abg. Berger ſieht ein radikales Heilmittel für die Finanzverhältniſſe 


eben nur in den Abſtrichen, denn ein conſtantes Beſeitigen des Deficits ſei 


eben ein radikales Heilmittel. Er glaubt nicht, daß man mit den Abſtrichen 
an der ae des Möglichen angekommen, denn man beftreite noch lururiöfe 
Ausgaben, die nicht nothwendig ſind. Eines ſei beiſpielsweiſe die Ausgabe 
für die Botſchaft in Rom. Er ſei bei dieſer Beſprechung ferne von jeder 
perſönlichen Auffaſſung, denn er wünſche nichts ſehnlicher, als daß jener 
Mann, der Oeſterreich in Rom repräſentirt, noch lange unter dem heiteren 
Be taliens weile. Aber er finde, daß die Reſultate der Repräſentanz 
ſterreichs in Rom, welche, wie Redner ausrechnet, 91,000 Fl. koſtet, zu den 
Koſten in keinem Verhältniſſe ſtehen. Redner findet auch die öſterreichiſche 
Geſandtſchaft in Mexico, welche bei 42,000 Fl. koſtet, aberflüſſig, da er ver⸗ 
8 in dem bish. Budget einen Aufwand für eine Vertretung Oeſterreichs 
n Mexico ſuche. Er verkenne nicht, daß es manche Beziehungen zwiſchen 
Oeſterreich und Mexico gebe, welche eine Vertretung dort nothwendig ma⸗ 
chen, aber die Ziffer ſcheine ihm zu hoch, da die Vertretung in Waſhington 
nur 13,800 Fl. und die in Rio Janeiro nur 15,000 Fl. koſte. 
Geſammtaufwand unſerer diplomattſchen Miſſionen in Deutſchland 
ſei 230,795 Fl. und betrage nahe % des Geſammtaufwandes des Miniſte⸗ 
eriums des Aeußern. Redner findet es klar, daß es Geſandtſchaften in 
ankfurt und Berlin geben müfje, aber die Geſandtſchaften in den kleineren 
Staaten bält er für überflüſſig und glaubt, die Geſandtſchaft in Frankfurt 
könnte die Geſchäfte für die kleinen Miſſionen in Kaſſel, Darmſtadt ꝛc. über⸗ 
nehmen und dieſe könnten aufgelaſſen werden. Für das Geld, das dabei 
würde, könnte der Kriegs miniſter 2 Bataillone Infanterie bezahlen, 
welche offenbar eine beſſere Wirkung erzielen, als dieſe eſandtſchaften. Er 
ſtellt ſchließlich den Antrag: Das hohe Haus wolle beſchließen: „die Regie⸗ 
zung werde aufgefordert, vom 1. Januar 1866 den Aufwand für die Bots 
Wi fat in Rom und die Geſandtſchaft in Mexico und an den kleinen deutſchen 
Höfen in einer den Finanzen des Staates und den Vertretungs bedürfniſſen 
entſprechenden Weiſe zu regeln und namentlich die Geſandlſchaften in Kaſſel, 
Darmſtadt und Baden aufzulafien.” (Wird unterſtützt.) 

„Tinti erklärt, er wolle ein Recht des Hauſes wahren, in äußeren 
Angelegenheiten 1 Er beklagt ſich über die Art und Weiſe, mit 
welcher der frühere Miniſter des Aeußern dem Hauſe in hochmüthiger und 

erin r Weiſe zu verſtehen gab, es verſtehe nichts von der äußern 
Sat „aber er habe die Ueberzeugung, daß man nicht blos in den Salons 
atsmänniſche Weisheit lerne, wo die jungen Diplomaten ſie ſuchen. 
Redner verlangt ebenfalls die Vorlage des Friedensvertrages mit Danemark, 
da nach ſeiner Anſicht die Volksvertretung jedenfalls das Recht habe, denſel⸗ 
ben zur Kenntniß zu nehmen. — In der Herzogthämerfrage bemerkt Redner, 
der Mitdeſitz Oeſterreichs ſei für dieſe ein öde, ſonſt wären fie ſchon 


preußiſch. 3 

g. Schindler ergeht ſich in ſarkaſtiſcher Weiſe über die Mißachtung, 
welche das Haus erfahre, wenn es ſich um äußere Angelegenheiten handle. 
— I. und Napoleon III. hätten ihre diplomatiſche Bildung auch nicht 
n einer Geſandtſchaftskanzlei in Heſſen⸗Kaſſel erhalten und haben doch manche 
diplomatiſche Errungenſchaft aufzuweiſen. Er hält die preuß. Allianz für 
eine Errungenſchaft der reactionären Partei Preußens, weiche es Oeſterreich 
nicht vergönnte, daß es auf Grund ſeiner Verfaſſung ſich entwickle und in 
feiner Machtſtellung ſteige. Er hält die ae kn, bereits für eine Beute 


Preußens. Auf unſere Beziehungen zu Italien übergehend, ſchildert Redner 

unſere früheren blühenden Handelsbeziehungen zu Italien, welche ganz ab⸗ 
‚gedroden find. Italien ſeufze noch heute nach unſeren Producten, und es 
Wei Aufgabe der Regierung, dieſe Verbindung wieder anzuknüpfen. Wenn 
man mit dem Feinde auch nicht unterhandeln wolle, Geſchäfte könne man 
mit ihm machen. . 118 
Abg. Mühlfeld ſpricht über die principielle Frage, ob äußere Angeles 
iten vor den Reichsrath gehören und zeigt aus dem Wortlaute der 
aſſung, daß ſie als gemeinſame Angelegenheiten jedenfalls vor denſelben 
m Friedensvertrage habe der Kaiſer und der König von Preußen 
die Garantie für die Schuld der Herzogthümer übernommen und das ſei 
anzen. Wenn auch nach der Verfaſſung die 
werbung von unbeweglichem Staatseigenthum nicht vor den Reichsrath 
ebört, fo könne doch ohne deſſen Zuſtimmung kein unbewegliches Gut ver⸗ 
x dußert werden und er ſei begierig, wie die Regierung ſich dem Hauſe gegen⸗ 
über verhalten werde, wenn der von Oesterreich erworbene Mitbeſtz der 
45 76 * an einen Andern eee ſoll. — Redner verlangt, Oeſter⸗ 
kei 55 den eben in Frankfurt geſtellten Antrag unterſtützen und es möge 
einem Beſchluſſe beitreten, der hg ve vom Bunde zu erequiren ik 
Der deutſche Bund muß agiren, ſchlioßt Redner. 
Präfide nt ſchließ die Sitzung um 2% Uhr. 


Breslau, 31. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Antonien⸗ 
ſtraße Nr. 17 38 Stüd re gez. M. G. Breslau; Teichſtraße Nr. 2e 
ein ſchwarzer Tuchrock mit geſtreiftem ſeidenen Futter, eine ſchwarze Tu: 

jefte, ein Manns⸗Oberhemde, gez. E. M., drei Frauenhemden, gez. L. M., 
acht Stüd alte Nachthemden, gez. J. M. und A. M., ein Paar Frauenbein⸗ 
kleider von Shirting, ee Paar dergleichen von Parchent, ſieben bunte Hals⸗ 


„ein dunkelblauer Deckbett⸗Ueberzug und 


ichen Kopfkiſſen⸗Ueberzüge. 


BR. er, ein weißes entuch, gez. E. M., eine roth geitreifte Schürze, ein 
* Daten Küchenhandtücher, gez 


zend 
mei dergle 


Polizeilich mit Beſchlag belegt: ein Ballen blaugrauer baumwollener 
Sommerſtoff. 
Verloren wurden: ein ſilberner Uhrſchlüſſel in Muſchelform; ein auf 
Auguſt Martin lautender Militär⸗Geſtellungsſchein; eine braunlederne Brief 
taſche mit circa vierzig Thaler Inhalt, beſtehend in zwei Banknoten à zehn 
Thaler und diverſen Coupons; ein Portemonnaie von dunklem Leder, in 
welchem ſich drei preußiſche Kaſſenanweiſungen à 1 Thaler, drei ruſſiſche 
Papierrubel, einige ruſſiſche Münzen, circa 16 Silbergroſchen preußiſches 
Geld, ein kleiner Schlüſſel an rothem Bande, jo wie mehrere Rezepte und 
Notizen befanden. (Pol. ⸗Bl.) 


SGleiwitz, 29. März. [Unglücksfall.] In unſerem Nachbardorfe 
Trynnek hatte vorgeſtern eine Bauersfrau mit einem Lichte unter das Beit 
geleuchtet, um etwas hervorzuholen, und zu dem Ende die Wiege, in der ein 
Kind ſchlief, an die Thüre gerückt. Das Stroh in dem Bette fing Feuer, 
und dies ergriff auch die Kleider der Frau. Sie wollte ſchnell hinauseilen, 


aber die Thüre war verſtellt und fie theilte die Flamme den Betten in der]! 


Wiege mit. Ehe daher Hilfe herbeikommen konnte, war die Frau mit dem 
Kinde ſchon ſo furchtbar verbrannt, daß erſtere nach zwei Stunden, letzteres 
geſtern Früh an den Brandwunden verſchied. — In voriger Woche hat ſich 
hier eine Frau in einem Anfall von Schwermuth erhängt. 

Glogau, 30. März. [Eiſenbahn.] Die bereits in unſerm 
früheren Berichte angedeutete Conferenz der Magiſträte Liegnitz, Lü⸗ 
ben und Glogau in Angelegenheiten der Glogau-Lignitzer Eiſen⸗ 
bahn wird am Mittwoch den 5. April Nachm. 4 Uhr im bieſigen 
Rathhauſe ſtattfinden. — Die für heute in Breslau angeſetzt geweſene 
gemeinfayge Berathung der Eiſenbahn⸗Comite's Breslau⸗Kaliſch 
und Liſſä⸗Kaliſch wegen des Baues einer Eiſenbahn von Oels nach 
Oſtrowo und Kallſch, fo wie von Oſtrowo nach Liſſa ift ausgeſetzt 
worden. 

Oſtrowo, 27. März. [Eiſenbabn⸗ Angelegenheit.] Die Ange⸗ 
legenheiten wegen des Baucs der Liſſa⸗Kaliſcher und der Breslau: 
Kaliſcher Eiſenbahnen ſind noch nicht endgiltig entſchieden. Das dieſſeitige 
Lokalcomite für die Breslau⸗Oſtrowo⸗Kaliſcher Eiſenbahn iſt heut nach Berlin 
gereiſt, um die Conceſſionirung dieſer Bahn bei dem Miniſterium perſönlick 
nachzuſuchen, da alle Vorarbeiten deendigt find und auch das nöthige Aktien⸗ 
Kapital gezeichnet iſt. (Oſtd. 8. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


31. März 6 U. Mrg. 
Breslau, 31. März. [Waſſerſtand.] B.- B. 15 F. 9 . U.-P. 2 F. 10 ö. 
a Eisſtand. 


Der Baroıneterliand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft⸗ Wind⸗ 
in Pariſer Linien, die Tempera⸗ Tempe⸗ richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. | rometer, | ratur. tät. 
Breslau, 30. März 10 U. Ab.] 329,75 | 0,2 W. 1. Bedeckt. 
€ 331,355 | —1,2! SO. 1. Trübe. Nebel. 


London, 28. März. e rkt.] Die Geſammtzufuhr von jrenidem 
Vieh in voriger Woche betrug 7160 Stück, nämlich 1783 Stück Hornvieh, 
3349 Schafe, 225 Kälber und 1797 Schweine, 

Zum beutigen Markt war eine gute Zufuhr von fremdem Horndieh und 
Schafen eingetroffen, während die Ankünfte von Kälbern und Schweinen 
nur mäßig waren. ? 

Die Antrift von einheimiſchem Hornvieh war ziemlich gut; beſte Waare 
batte ſtetigen Begehr zu vollen Preiſen, ſonſt war der Handel gedrückt, und 
Preiſe hatten eine weichende Tendenz. Das Angebot von Schafen war nur 
mäßig; beſte Waare bedang willig volle letzte Preiſe, geringere ſtellten ſich 
dagegen 2 Sh. pr. 8 Pfd. niedriger, Kälberhandel gut zu vollen Preiſen. 
Schweine behaupteten den vollen vorwöchentlichen Werth. 

Geſammtzufuhr: 4750 Stück Hornvieh, 19,560 Schafe, 114 Kälber, 480 
Schweine. Fremde Zufuhr: 1820 Stück Hornvieh, 5250 Schafe, 114 Käl⸗ 
ber, 220 Schweine. 


er 30. März. [Viehmarkt.] An den Markt gebracht wur⸗ 
den 270 Stück großes Hornvieh, wovon 150 Stück unverkauft blieben. Preis 
30 —45 Mark pr. 100 Pfd. 

Schweinehandel gut. An den Markt gebrachte 1082 Stück wurden ver⸗ 
kauft. Preis innerhalb der Acciſe 35—38 Mark pr. 100 Pfd., außerhalb der 
Acciſe 34 37 Mark pr. 100 Pid. — Kälberhandel mittelmäßig. An den 
Markt gebrachte 285 Stück wurden verkauft. Preis 40—45 Mk. pr. 100 Pfd. 


Zelegraphifche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 30. März, Nachm. 3 Uhr An der Börfe ging das Gerücht, 
daß Thouvenel zum Präſidenten des geſetzgebenden Körpers ernannt fei. Das 


Geſchaft war ohne Leben, die Haltung matt; dieſelbe befeſtigte ſich indeß ! 


ſchließlich auf die Nachricht von der 0 des Diskonts ſeitens der 
Bank von England. Die 3proz. begann zu 67, 40, wich auf 67, 35 und ſchloß 
feſt zur Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 894% gemeldet. Schluß: 
Courſe: Zproz. Rente 67, 55. Ital. 5proz. Rente 65, 20. Zproz. Spanier 
43 4. lproz. Spanier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 435, —. Credit: 
Modilier⸗Aktien 847, 50. Lomb. Eiſenbdahn⸗Aktien 541, 25, a 

Paris, 30. März, Abends. Nach dem ſoeben erſchienenen Bankausweiſe 
haben ſich vermehrt; der Baarvorrath um 10%, das Portefeuille um 23%, 
die Vorſchüſſe auf Werth⸗Papiere um 2, die laufenden Rechnungen des 
Schatzes um 37, die der Privaten um 9% Mill. Fr. Dagegen hat ſich dei 
Notenumlauf um 9%, Mill. Fr. vermindert. 

London, 30. März, Nachm. 4 Uhr. Schönes Wetter. Conſols 89%, 
Iproz. Spanier 40%. Sardinier 78. Mexikaner 26%. 5proz. Ruſſen 883%. 
e e Silber —. Türk. Conſols 54%. proz. Ver St.⸗Anl. 
pr. 1862 AR . 

Der Dampfer „Diamond“ iſt vom Cap der guten Hoffnung in Falmouth 
und der Dampfer „Atrato“ mii 2,274,809 Dollars an Contanten aus Weſt⸗ 
indien in Southampton eingetroffen. 

Wien, 30. März, Nachm. 2 Uhr. Alles beliebter. Schluß⸗Courſe: 
Sproz. Metall. 71, 15. 1854er Looſe 87, 50. Bank⸗Aktien 794. Nordbahn 
178, 20, National⸗Anl. 77, 10, Creditaktien 183. 30 Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien⸗ 
Cert. 190 80. Galizier 212, 25. London 110, 40 Hamburg 82 35. Paris 
43. 80 Böhm. Weſtbahn 60, —. Credit⸗Looſe 127. 1860er Looſe 93, 10, 
Lombard Eisenbahn 237. 50. Neues Lotterie⸗Anl. —, — . 
Frankfurt a. M., 30. März, Nachm. 2% Uhr Feſt. Ultimoregulirung 
ſchwierig. Auch nach Schluß der Börſe blieb die Haltung feſt ch lu ß⸗ 
Courſe: Wiener Wechſel 107%. Finnl. Ant, 86% B. Neue 4 proz. Finnl. 
Pfandbriefe 83%. proz. Verein. Sk.⸗Anl. pr. 1882 58 . Oeſterr Bank⸗Anth. 
848. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 194% Darmſtädter Bank⸗Altien 235 B. 
Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn —. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 1 8%. Böhm. 
Weſtbahn —. Mhein⸗Nahebahn —. Ludwigshafen⸗Bexbach 148 5. Heil. 
Ludwigsb. 135% B. Darmſt. Zettel⸗Bank 260 B. 1854er Looſe 78 ½ B. 1860er 
Looſe 85 % B. 1884er Looſe 94%. Oeſterr. Nat.⸗Anl. 68%. Sproz. Metall. 
62% B. 4 proz. Metall. 56% B. y f 

Hamburg, 30. März, Nachm. 2% Ubr. Die Börſe war feſt aber ruhig. 
Schluß ⸗Courſe: National⸗Anl. 69. Oeſterr. Credit⸗Aktien 82%. Vereins, 
bank 106%, Norddeutſche Bank 115%. Rheiniſche 110%. Nordbahn 
54; Finnländ. Anl. 83%. 6proc, Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1862 52%. 

iskonto 2%. 

Hamburg, 30. März. [Getreidemarkt.] Sehr feſt. Weizen Loco⸗ 
an bei mäßigem Umſatz feſter. April Mai 5400 Pfd. netto 96%, 
Banco⸗Thaler Br., 95% bez. u. Go. Roggen ab auswärts feſter gehalten, 
ehandelt. April Mai 5100 Pfd. brutto 80½ —81 bez. u. Br., 


2 oe ermine I bb ft. 1 f b f ’ i . Okt. 26 Kaffee 
80 2 . i ebba Oe ehr tille, Ma 26 „ 
Liver vol, 30. März, Nachm. 1 Uhr. [Baumwolle.] 6000 Ballen 


Umſatz. Stimmung beſſer und Preiſe etwas feſter. Amerikaniſche 14%, 
Ohollerah 11%, Oomra 10%, Bengal 6, Scinde 5%. 


Berlin, 30. März. Der 5 . wäre heute auf Haltung und Gang 
des Geihäfts von entſcheidenderer Wirkung geweſen, wenn nicht außerhalb 
der Liquidation die Umſätze Außerft beſchränkt waren, und die Börſe von der 
Regulirung fait ausſchlietzlich in Anſpruch genommen geweſen. Speciell 
äußerte ſich dieſer Einfluß jedoch auf inländiſche Staats papiere, namentlich 
waren Staatsſchuldſcheine 1 Proz. und Sproz. Anleihe 7, Proz. billiger am 
Markt. Für PBrolorgationen ftellte ſich der Zinsfuß im Ganzen 1 5 
und 6 Proz.; für Credit wurde 7, unter Umſtänden ſelbſt % Deport ges 
ae ebenſo für Baligier. Franzoſen wurden ohne Entgelt hereingenommen, 
dombarden gegen einen Report von etwa 4 Thlr.; bei 60er Looſen wurde 
eine Courtage vergütet, Ungeachtet das Iniereſſe der Börſe vorwiegend der 
Regulirung zugewandt blieb, gelangte doch eine recht feſte Tendenz fait allge» 
mein zum Ausdruck; ein lebhafterer Umſatz, der von der Liquidation nicht 
unmittelbar bedingt war, iſt jedoch nur bei Oberſchleſiſchen, Aachen⸗Manrich⸗ 
tern und Amerikanern hervorzuheben. Für Disconten war Geld fl 
2% Proz. find erſte berliner Banquierweciel zu laſſen. (.= u. DB) 


„ mit“ 


— Wr 

Berliner Bör 
Fonds- und Geld-Course. 

Freiw Staats-Anl. 4½% 10% br. 


d Mirz 8 
se vom 30. März 1865. 
. — — — 
Eisenbahn-Stamm-Actien. 
Dividende pro 1863 1864 f. 
Aachen-Düsseld.. 34a | * ir En 


Aachen-Mastrich] — - 4 43%, a Y, bu. 
Amsterd- Rottd. 614 6% % 4 118 B. 
erg-Märkische.| 6% ̃ ja 113774 br. 
erlin-Anhalt. . 94 113g 4 191 ba. 
erlin-Görlitz. 9 | a 4 * — 
dito St.-Prior.) — — 15 1486 be 


rlin-Hamburg| 714 |10 

eri -Potsd.-Mg..|14 16 8 

erlin-Stettin 8% | -- bu. (J. D) 
Böhm.-Westb...]| _ > @. 

5 reslau-Freib. zu 8 

2 öln-Minden. . 122 

E osel-Öderberg..] II 

— dito St.-Prior.] — — 

— dito dito - 

Galiz.Ludwigsb. 6 — 

‚udwigsh.-Bexb.| 9 YA 

8 95% agd.-Halberst. % | — 

5 Magdb.-Leipzig. 17 — 

2 Preussische .....4 98% G. Mainz-Ludwigsh| 7 3 

3) Westph. u. Rhein. 4 98% 6. Mecklenburger. .| % 3ʃ½ 

&[Sächsiche...... ..4 je 2 Neisse-Brieger..| Allg ( 

3 \Schlesische...... 90 ba. [Niedrschl.-Märk 4 

R Sc! nel 

Louisd'or I1}Y, Pe, cet Bkn. 92 b. Nam Pr. Wil 3% r Kis de 

Goläkronen‘ eee bezahle, K. flag, |10 N 

Ausländische Fonds NR Sol 1013 — 

O esterr. Metalliquesj5 64% UB. estr.-Fr. St.-B | — hr. 
dito Nat-Anl....5 |70% ba. Oest. südl. St,-B | — ba. 
dito Lott-A v 605 84% 4 % bz peln-Tarn . . % | — 
dito dito 64l— 153%, bz. u. G aheinische — 
dito der Pr. - A. 4 c B. dito Stamm- Pr. 6 — 
dito Eisenb -L. . — |78 etw. . u. B lübeiu-Nahebahn] — — 

Russ Engl. Anl. 186215 88 hr. Rr. Urt. K. Gldb 68, 5 
dito Holl Anl. 18645 89 ©. targard-Posen. .| 4% — 2 

dito Poln. Sch. Obi 4 |73 ba ». B. Thüringer. . . 1% ¼— 

Poln-Pfandbr III Em. 4 |75 bz, u. G. ||Warschau-Wien| — | — Ya% ba. 

Poln. Obl. a 600 Fl 4 189% B. 4 — 

dio 300 FLIS 92½ B. 

dito & 200 E — ri u Bank- und Industrie-Papiors. 
Kurhess. 40 Thlr. % 

? — 13014 6. Berl. Kassen- V. ö 74; 10 G. 

Ben — Braunschw. B. | — . 84% 8 

Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. Bremer Bauk. 5% 28½0 112% 0. 

1 Danziger Bank..| 6 T 111% @. 

Berg.-Märkische..... 101% ba Darmst, Zettelb.| 6 * 102 Kigkt. b 

dito II. 4% 0 N . Geraer Bank. 7 8 1074 8 
dito IV. Ian % bz. Gothaer „ 61% 100%, ba. 
dito III. v. St. 3g. 304 br. Hannoversche B. Bl; | — 100%, B 

Jöln-Minden. .......- 102% G. Hamb. Nordd. B.| # 225 114% 6. 

dito 22 — „ Vereins-B. 2 % 106 B 

dito 4 bz. u. G. [Königsberger B. 5% | 6% 109%, B, 

dito 931% br Luxemburger B.| 9 * Kigkt.b: uB 

dito 4½ 101 % B. Magdeburger Ba | 891, 102°. 

dito IV. 4 192%, bz Posener Bank... 905 10 4 101 etw, ba 

Cos.-Oderb. (Wilh,) a 50% it. Preuss. Bank. -A. 77% | 7 4 PR be. 

dito III. Em... 41219714 B. Thüringer Bank.| 4 4 7 
Galiz. Ludwigsb . 8 87 B. Weimar „ 19% 7 100 b2. u @. 
Niederschl.-Märk. ., Is be. — 

dito conv.] 4 196% br 
1 Berl. Haud.-Ges.| 6 — 111%, etw. bz. 
4 Is b. Coburg.Credb.A.} 7 — 100% etw. ba. 
to , eee G. (Darmstädter „ 514 16 90% b u 6 

Niederschl. Zu eigb., 4 er 2 — - Hp.st etw.ba. G 

Litt. 6. , — B. Pie, den- af % — 1034, „r. u. @. 
Oberschles. a4. 44 85 u Genfer Credb. A 1 u 4 % ban G. 

dito B. en — 0. Leipziger „rs — 4 Dr. u. G. 1D. 

dito 8. 1. 6. Meininger 212 — lol Kigut ba. u. E. 

dito D. ..... % Bra |MoldauerLda.-B.| zu | — ja j42t, be, 

4% F e e Jar re f e 
Des- Franz ö 2 br | Sr 1 4 8. 
Run 8 1 230%, ba. . ra . 
Rhein. v. St. gar —— — Minerva | — 5 1324, etw, 
Rhein-Nahe-B. bar 41, 101 bz Fbr.v.Eisenbbrä | | 814 s ist, 1 

Weohsel-Oourse. 

Amsterdam 250 Fl. 40.144 bz. Augsburg {06 FI. 4 M. 56. 26 0 

dito dito 2 war be. Leipzig 109 Tui: A T. 0% 8. 
Hambur, 300 Alk .. 4 T.1152%, {= dito dito “9% 6 

dito dito [2 M. 161% bi. Frankfurt a. . 100 Fl. 4.66. 28 bz 

London .. . 4 M. Je. 24% da Petersburg 10% d. E 4 V./88%, br 

Paris K E. . 2 M. S0 , be. ito dito 3 X. 87% ba. 

Wien 1850 FI.. 8 T. 91 be. Warschau 90 8.-R. 48 1.79% bz. 

dite dito ja N. 91 br Kremen le Tbl. . 4 F. Iii bz. 


Berlin, 30, März. Weizen o 43 61 Ti. ab Quad tät, gelber 
udermärter 53 Thl. ab Babn bez., feiner weißer poln. 61 Thl. 15 = 
Rog gen oe 81—83pfd. 37% Thl. frei Haus bez., März 37 hl. Br., 
dan 36% . 1 Tbl. bez. und Gld., % Thl. Br., Mai⸗ uni 
36% — 4 — 37 4% Thl. bez. und Br., 7 Thl. Gld., Jun!⸗Juli 37/38 
111 6 Thl. dez., Br. und (öld., Juli⸗Ang. 88 , —% Thl. bez. und Br., % 
Thl. Gld., Sept.⸗Olcbr. 39% ½ Thl. bez Werke, große und kleine 
7 4 . pr. 1770 Pfd. Dafet d 22-25 Thl., polniſcher 24 
Thl., ponım. 24 % Thl. ab Bahn bez., Lieferung pr. Frühjahr 22% Thl. 
bez. und Br., Mai⸗ zuni 23 Tbl. Br., Juni⸗Juli 24 Tbl. Br, Juli⸗Aug. 
24% Thl. bez., Sept.⸗Okt. 24 % Tol bez, % Thl. Br. — Erbſen, Koch⸗ 
waare 45—52 hl, Futterwagre 42 45 Tbl. — Rü lac 12% Thl. 
Br., März und März⸗April 12% Thl. Br., Aprif⸗Mai 12½ / — % Thl. 
bez. und Gld., % Thl. Br., Mai⸗Juni 12 — %—%: Thl. bez. und Br., 
% Thl. Gld., Sept.⸗Ott. 12% % Thl bez. — Leindl ieco 12% Tol. 
Br. — Spiritus too cine aß 1318, Abl. bez., Mirz und aͤrz⸗ 
April 13% 7 Thl. bez. und Br., % Thl. Gld., April⸗ Mai 1 % % 
% Thl. bez. und Br., .. Tol. Gld., Mai⸗Juni 13/14 17% Thl. 
bez. und Br., 13% Thl. Gld., Juni⸗Juli 14½ 2 ½ Tol. bez, Br. und 
Gld., Juli⸗Aug. 14 — 4 7 Tbl. bez., Br. und Gld., Aug.⸗Septbr. 14% 
15.14% Tbl. bez. und (ld, 15 Tbl Br., Sept.⸗Oktbr. Wr — 4 Thl. be:, 

Von Weizen find die Offerten nur ſpärlich und macht ſich der Abſatz 
hierfür recht leicht, eben ſo Kaden Roggen, wovon das Angebot ebenfalls 
nur gering und in kleinen Partien umgegangen iſt. Termine eröffneten 
heute wieder in recht feſter Haltung zu geſtrigen Schlußpreiſen, indem die 
auswärtigen Märkte höhere Berichte meldeten und auch die Witterung ſich 
nicht zum Beſſern neigt. Im Verlaufe jedoch trat zu den erköbten Courſen 
überwiegende Verkaufsluſt ein, fo daß der Markt unter kleinen Schwankun⸗ 
gen flau und weſentlich niedriger als geſtern ſchließt. Hafer loco gut zu 
laſſen. Termine ſaſt ohne Umſatz. 

Rübdl: Preiſe konnten ſich heute ungeachtet der beſſeren holländiſchen 
Poſt nicht vollends behaupten, und bei matter Stimmung erfuhren alle Ter⸗ 
mine einen kleinen Preisabſchlag geſten geſtern. Spiritus ſchwankte ebens 
falls, wie Roggen, im Preiſe, und durch dermehrtes Angebot und bei ſchwa⸗ 
cher Kauflust verloren dſeſelben von der bis beute gewonnenen Beſſerung 
wieder ca. % Thl. Der Markt ſchließt gleichfalls in matter Haltung, — 


n Breslau, 31. März. Wind: Süd⸗Oſt. Wetter: ſchͤn. Thermo⸗ 
meter Früh 2 Grad Kälte. Bei beſchränkten Angebogen war der Geſchäfts⸗ 
verkehr am heutige Markte belanglos. 

Weizen obne bemerkenswerthe Aenderung, pr. 84 Pfund weise bruch⸗ 
freie Waare 61 —66 Sgr., wenig erbrochene 52 56 Sgr., erwachſene 43— 
50 Sgr., gelbe bruchfreie Waare 60 Sgr., wenig erbrochene 50 54 Sgr. 
erwachſene 42—46 Sgr., einſte Sorte über Notiz bezablt. Roggen 

bezadli. 


feſt, pr. 81 Pfund 42 — 43 Sgr, feinite Sorte bis 44 Sgr. 
— Gerfte wenig Umſatz, vr. 74 fe. weitze 36— 38 Sgr., belle 33— 
34 Sgr., gelbe 31 — 2 Sagt; zaſer ruhig, pr 50 Pfd. 24-27 Sgr. 

Erbſen ſchwacher Umſatz. — Widen gefragt, 62 70 Sgr.. 
faaten feſt. — Lupinen nur in trockener Waare beachtet. — Schleſiſche 
Bohnen geſucht. Schlaglei ſeſt. — Napekuchen beachtet, 50 bis 
52 Sgr. pr. Ctr. 


Sgr. pr. Schff. Sgt. pr. Schff. 
Weißer Weizen, alter 6 64-78 Erbſe⸗ 38 6066 
15 1 neuer 60 67 Wi . 
Gelber Weizen, alter 58 4 62 
. Pr neuer 57- 60 
Erwachſener Weizen 421652 
Roggen . „i 
Gerſte, neue 3 31088 
Hafer, neuer 23 


B-2ah 20 
Kleeſaat ſchwach zugeführt, — 
mittle 115 Thlr., feine any 
darüber bez., — weiße rubi 
fang. 1 —2¹ an Ba 
mothee ge „ 
Kostete pr. Sack a 18 
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